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Abkürzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
EFTA Europäische Freihandelsassoziation
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
EU-17 Deutschland, Österreich, Italien, Griechenland, Spanien, Portugal,

Frankreich, Belgien, Luxemburg, Niederlande, Großbritannien, Irland,
Dänemark, Finnland, Schweden plus zwei zusätzliche Länder: Zypern und
Malta, oder Norwegen und Schweiz

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
AELE Association européenne de libre-échange
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
UE-17 Allemagne, Belgique, France, Italie, Luxembourg, Pays-Bas, Danemark,

Irlande, Royaume-Uni, Grèce, Espagne, Portugal, Autriche, Finlande et
Suède plus deux pays supplémentaire: Chypre et Malte ou Norvège et
Suisse
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Etwas besser erging es einer anderen parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion,
welche zusätzlich zur Wohnsitzpflicht von zwölf Jahren verlangte, dass die
gesuchstellende Person während mindestens sieben Jahren im Besitz einer
Niederlassungsbewilligung gewesen sein muss. Es sollte damit verhindert werden, dass
zum Beispiel abgewiesene Asylbewerber, die sich provisorisch in der Schweiz aufhalten
dürfen, eingebürgert werden. Der Nationalrat entschied zwar mit 103 zu 54 Stimmen,
dem Vorstoss keine Folge zu geben. Er nahm aber zur Kenntnis, dass die
Staatspolitischen Kommissionen beider Räte (SPK-NR, SPK-SR) zuvor einer weniger weit
gehenden parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion Folge gegeben hatten, welche
verlangt, dass nur eingebürgert werden darf, wer über eine Niederlassungsbewilligung
verfügt. Relativ knapp mit 85 zu 73 Stimmen lehnte der Nationalrat eine
parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion ab, die Bezüger von Invalidenrenten oder
Sozialhilfe von der Einbürgerung ausschliessen wollte. Neben der geschlossenen SVP
hatte sich auch eine klare Mehrheit der FDP hinter diesen Vorstoss gestellt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.09.2008
HANS HIRTER

Beide Kammern überwiesen auch eine Motion Müller (fdp, AG), welche die Schliessung
einer Gesetzeslücke bezweckt. Mit einer Einbürgerung soll in Zukunft die
Niederlassungsbewilligung erlöschen. Der Ständerat erweiterte die Motion und wollte
auch die geltenden Zuständigkeitsregeln zwischen Kantonen und Bund mit
einbeziehen. 2

MOTION
DATUM: 20.09.2010
MARC BÜHLMANN

Das Thema der Einbürgerung blieb jedoch auf der Traktandenliste des Nationalrates
und wird es auch in Zukunft bleiben. So stimmte der Nationalrat nach 2010 zum zweiten
Mal einer Fristverlängerung für die parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion zu.
Diese Initiative fordert, dass der Besitz einer Niederlassungsbewilligung die
Voraussetzung für die Einbürgerung wird. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN

Mit der Revision des Bürgerrechtsgesetzes wurde eine parlamentarische Initiative der
SVP-Fraktion hinfällig und im Nationalrat abgeschrieben. Die Initiative hätte gefordert,
dass nur Personen mit einer Niederlassungsbewilligung einen Einbürgerungsantrag
stellen können. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2013
NADJA ACKERMANN

Nachdem die Unschlüssigkeit der staatspolitischen Kommission des Nationalrates im
Vorjahr eine Verzögerung verursacht hatte, konnte 2013 die Totalrevision des
Bürgerrechtsgesetzes im Parlament beraten werden. Die Revision drängte sich nicht
nur auf, weil das 1952 in Kraft getretene Gesetz durch die vielen Teilrevisionen
unleserlich geworden war, sondern auch, weil es an die revidierten Bestimmungen im
Ausländer- und Asylgesetz angepasst werden musste. Durch die Totalrevision sollte das
Einbürgerungsverfahren harmonisiert und der Integrationsbegriff an das
Ausländerrecht angeglichen werden. Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Neuerungen
sahen unter anderem eine Niederlassungsbewilligung (C-Ausweis) – Bürger der EU-17
und EFTA-Staaten erhalten diese nach fünf Jahren – als Voraussetzung für die
ordentliche Einbürgerung, eine Herabsetzung der Aufenthaltsdauer von zwölf auf acht
Jahre, Ordnungsfristen für die Erstellung von Erhebungsberichten und die
Harmonisierung der kantonalen und kommunalen Wohnsitzfristen vor. Im März befasste
sich der Nationalrat als Erstrat mit der Vorlage. In der hitzigen Debatte zeichneten sich
zwei Fronten ab: Während der SVP die Verschärfungen zu wenig weit gingen, lehnten
die SP und die Grünen eine Erhöhung der Hürden mittels Voraussetzung der
Niederlassungsbewilligung ab. Nach der siebeneinhalbstündigen Beratung überwies der
Nationalrat mit 80 Mitteparteistimmen zu 61 linken Stimmen bei 40 Enthaltungen aus
der SVP eine erheblich abgeänderte Vorlage an den Zweitrat: Eine Einbürgerung sollte
erst nach zehn Jahren möglich sein, wobei drei Aufenthaltsjahre in den letzten fünf
Jahren vor Einreichung des Gesuchs liegen müssen und der Aufenthalt bei einer

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.2013
NADJA ACKERMANN
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vorläufigen Aufnahme (F-Ausweis) nicht mehr angerechnet würde. Weiter sollen den
Jugendlichen die Aufenthaltsjahre zwischen dem 10. und 20. Lebensjahr nicht mehr
doppelt angerechnet werden können. Ebenfalls sollen gute Sprachkenntnisse in Wort
und Schrift sowie die Teilnahme am Wirtschaftsleben oder Schulbesuch für die
Einbürgerung erforderlich sein. Während der Ständerat der Niederlassungsbewilligung
als Einbürgerungsvoraussetzung zustimmte, kehrte er in anderen Punkten zur Version
des Bundesrates zurück. So sprach sich die kleine Kammer mit 31 zu 5 Stimmen für eine
Mindestaufenthaltsdauer von acht Jahren aus, wobei die vorläufige Aufnahme
angerechnet würde und für Jugendliche erleichterte Bedingungen gelten sollen.
Bezüglich der Sprachkenntnisse schlug der Ständerat einen Kompromiss vor: Der
Gesuchstellende soll sich zwar gut verständigen können, nicht aber notwendigerweise
auch schriftlich. In der Differenzbereinigung zeigte sich der Nationalrat wenig
kompromissbereit. In der Debatte um die Mindestaufenthaltsdauer wollten sich die SP,
die Grünen und die Grünliberalen dem Ständerat anschliessen, die SVP hingegen an der
bestehenden Regelung von zwölf Jahren festhalten. Schliesslich beharrte der Rat mit
134 zu 53 SVP-Stimmen darauf, dass nur nach einer zehnjährigen Aufenthaltsdauer ein
Einbürgerungsgesuch gestellt werden kann. Bezüglich der sprachlichen Anforderungen
sowie der Anrechenbarkeit der vorläufigen Aufnahme blieb der Nationalrat bei seiner
Position. Offener zeigte er sich bei der Frage nach der erleichterten Einbürgerung von
Jugendlichen. Einem Vorschlag der Grünliberalen folgend sollen nicht die
Aufenthaltsjahre zwischen dem zehnten und dem zwanzigsten Lebensjahr doppelt
angerechnet werden, sondern jene zwischen dem fünften und dem fünfzehnten
Lebensjahr, dies mit der Begründung, dass diese Zeit mit der Schulzeit zusammenfalle.
2014 wird der Ständerat über diesen Vorschlag befinden müssen. 5

Niederlassungsrecht

Eine Änderung der Wohnsitzbestimmungen im Zivilgesetzbuch sollte sicherstellen, dass
die Niederlassungsfreiheit auch für Personen in Pflegeheimen gewährleistet wird. Eine
dies fordernde Motion Leutenegger Oberholzer (sp, BL) war im Nationalrat mit 113 zu 65
Voten an den Ständerat überwiesen worden, der das Begehren jedoch mit 27 zu 5
Stimmen ablehnte. In der Praxis gehe es nicht um die Frage der Niederlassung, sondern
um die Restkostenfinanzierung bei einem Aufenthalt in einem Pflegeheim. Zudem
begründe der Aufenthalt in einem Heim noch keinen Wohnsitz. 6

MOTION
DATUM: 02.12.2013
NADJA ACKERMANN

1) AB NR, 2008, S. 1184 ff.
2) AB NR, 2010, S. 1360; AB NR, 2010, S. 87; AB SR, 2010, S. 629
3) AB NR, 2012, S. 2242
4) AB NR, 2013, S. 275
5) AB NR, 2013, S. 1813 ff.; AB NR, 2013, S. 225 ff.; AB NR, 2013, S. 258 ff.; AB SR, 2013, S. 733 ff.; AB SR, 2013, S. 830 ff.; AB SR,
2013, S. 878 ff.; BaZ, 20.9.13; NZZ, 27.11.13; LZ, 16.3.13
6) AB NR, 2013, S. 1180; AB SR, 2013, S. 1022 f.
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